Medienkonferenz vom 15. Juni 2009

Gegen das Lohnkartell – Arbeitnehmende in den Verwaltungsrat

Mit der Finanz- und Wirtschaftskrise sind die verheerenden Folgen der exzessiven Managersaläre offen zu Tage getreten. Die Politik sucht unterdessen eifrig nach Wegen, um diesen Exzessen und deren Folgen mit staatlichen Regulierungen entgegenzutreten. Das Lohnkartell der Manager hingegen trotzt der Krise. Für Travail.Suisse ist klar, dass Verbesserungen nur möglich sind, wenn das Kartell aufgebrochen wird. Nötig dazu ist die Vertretung der Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat.

Martin Flügel, Präsident Travail.Suisse

An der Medienkonferenz vom 23. Juni 2008 lautete der Titel meines Beitrages „Manager​löhne gefährden wirtschaftliche Prosperität“. Unterdessen sind wir eines besseren belehrt worden: Die Managersaläre führten direkt in den wirtschaftlichen Absturz. Seit Jahren weist Travail.Suisse darauf hin, dass sich die unkontrollierte Explosion der Managersaläre negativ auf die Wirtschaft und die Gesellschaft auswirkt. Dass es jedoch so schnell gehen wird, haben wir nicht erwartet. Mit der allgemein anerkannten Feststellung, dass die überhöhten Managersaläre einer der Treiber waren, die uns in die Finanzkrise und damit auch in die wohl tiefste Rezession seit den 30er Jahren geführt haben, hat sich endlich auch die Wahrnehmung und das Problembewusstsein in der Politik verändert. 

Reaktion der Politik: weniger Vertrauen – mehr Staat

Bereits 2006 hat Travail.Suisse an der Pressekonferenz zu den Managersalären darauf hingewiesen, dass die grenzenlose Bereicherung einiger Manager den Nährboden für neue gesetzliche Einschränkungen und Verbote schaffen. Diese Voraussage hat sich unterdessen klar bestätigt:
· Bereits im Jahr 2006 wurde die Abzockerinitiative lanciert. Gemäss neusten Umfragen findet diese Initiative zurzeit die Unterstützung von 75 Prozent der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger.
· Insbesondere das Debakel der UBS im Oktober 2008 hat zu einer heftigen Reaktion der Politik geführt. Im Parlament sind eine ganze Reihe von Vorstössen zum Thema Boni und Managerlöhne eingereicht worden bis hin zum Vorschlag von Obergrenzen für Managerlöhne. 
· Gleichzeitig hat die neue Wahrnehmung der Managersaläre Auswirkungen auf die laufende Aktienrechtsrevision. Auch wenn wir nicht zufrieden sind mit dem Ergebnis aus dem Ständerat: Immerhin stellen wir fest, dass der normalerweise konservative und wirtschaftsfreundliche Ständerat einige Verschärfungen im Aktienrecht eingeführt hat.
· Dazu kommt, dass die Juso demnächst eine Initiative lancieren wollen, mit der das Verhältnis zwischen tiefstem und höchstem Lohn in einem Unternehmen auf 1:12 limitiert werden soll.

Eines ist all diesen Vorschlägen gemeinsam: Sie zeigen, dass das Vertrauen in die Selbstregulierung nicht mehr vorhanden ist und dass sie auf mehr staatliche Regulierung setzen. Das verantwortungslose Verhalten der Apologeten des freien Marktes führt also direkt zu mehr Staat.

Gefährdung des Erfolgsmodells Schweiz
Die Reaktion der Politik zeigt, dass Politikerinnen und Politiker im Gegensatz zu den Managern den Kontakt zur Realität der Schweiz nicht vollständig verloren haben. Mindestens einige von ihnen wissen, dass Lohngerechtigkeit und Anstand in der Arbeitswelt etwas mit der Lebensqualität in unserem Land und der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft zu tun haben. Gerade die ausgewogene Balance zwischen Geben und Nehmen und der sozialpartnerschaftliche Weg der Aushandlung von Löhnen war lange Zeit eine Garantie dafür, dass alle vom wirtschaftlichen Wachstum und vom steigenden Wohlstand profitieren können. Und dass nicht einige wenige viele andere ausbeuten.

Wenn also die Politiker und Politikerinnen nun versuchen, etwas gegen die Lohnexzesse der Manager zu unternehmen, dann zeigen sie damit, dass sie die zerstörerische Kraft dieser Entwicklung für das Erfolgsmodell Schweiz begriffen haben und ihre Verantwortung wahrnehmen wollen. Die Manager selbst hingegen - die Vasellas, Grübels, Dörigs etc. – haben es zu einem grossen Teil noch nicht begriffen.

Das Lohnkartell funktioniert weiterhin
Das fehlende Problembewusstsein zeigt sich anhand der letztjährigen Entwicklung der Lohnschere deutlich. Die Untersuchung von Travail.Suisse zeigt, dass sich in der weitgehend abgeschotteten Welt der Manager nichts Grundlegendes verändert hat. 
Die Lohnschere nimmt zwar in weniger Betrieben zu als in den letzten Jahren, auch wenn  es immer noch einzelne Salärsteigerungen von über 20, 30 oder sogar über 50 Prozent gibt. Der Grund für den Rückgang der Lohnschere in einigen Unternehmen besteht jedoch nur darin, dass der Wert der Aktien- oder Optionspakete am 31. Dezember 2008 aufgrund der Börsenentwicklung tiefer war als in den vorangehenden Jahren. Sobald sich die Börsen erholen, liegen die Entschädigungen gleich hoch wie früher oder sogar noch höher. 
Die Entschädigungspolitik auf der Ebene der Konzernleitung und des Verwaltungsrates ist immer noch die gleiche wie in den vorangegangenen Jahren. Also: keine Rückkehr zur Vernunft, das Lohnkartell trotzt der Krise.

Was tun? - Forderungen von Travail.Suisse

In der Politik ist in letzter Zeit einiges in Bewegung gekommen. Das ist erfreulich und wird von Travail.Suisse unterstützt. Dabei sehen wir insbesondere die folgenden Handlungsfelder, in welchen Verbesserungen und zum Teil auch grundlegende Veränderungen nötig sind.
· Beseitigung von falschen Anreizen: Begrenzung der Boni und Verbot von Abgangs- und Antrittsentschädigungen: Die Boni der Manager haben sich als ein entscheidender Faktor der Fehlentwicklungen auf den Finanzmärkten und in der gesamten Wirtschaft herausgestellt. Wenn Boni bis zu 90 Prozent der Jahresentschädigung ausmachen, dann arbeitet ein Manager nur noch für die Boni, und nicht mehr unbedingt für das Unternehmen. Wenn zudem mit Abgangsentschädigungen das Risiko des Scheiterns und mit Antritts​entschädigungen die Wirkung von langfristig angelegten Bonisystemen ausgeschaltet werden, dann werden diese „leistungsabhängigen“ Entschädigungssysteme definitiv zur Farce. Für Travail.Suisse ist deshalb klar, dass die Boni auf ca. einen Monatslohn begrenzt und die Abgangs- und Antrittsentschädigungen verboten werden müssen.
· Transparenz erhöhen: Offenlegung von Entschädigungen aller VR- und aller Konzernleitungsmitglieder einzeln im Geschäftsbericht und Abstimmung an GV über Entschädigungen von VR und Management: Die Transparenz und auch die Entscheidungskompetenz der Generalversammlung im Bereich der Managersaläre sind immer noch mangelhaft und werden auch mit der laufenden Aktienrechtsrevision oder der Abzockerinitiative nicht im nötigen Umfang verbessert. Für Travail.Suisse ist es absolut notwendig, dass die Öffentlichkeit die volle Übersicht über die gewährten Entschädigungen erhält und dass die Aktionäre diese Saläre auch zu beschliessen haben. Es ist für Travail.Suisse nicht einsichtig, warum die Manager, die ja ihre eigenen Löhne für gerechtfertigt halten, sich dieser externen Beurteilung nicht stellen wollen.
· Lohnkartell aufbrechen – Arbeitnehmende in den Verwaltungsrat: Alle neuen Regeln zu den Salären von Managern sind nur so gut, wie sie umgesetzt und kontrolliert werden. Solange das Lohnkartell der Manager alle Macht hat und statt der unsichtbaren Hand das unsichtbare Händeschütteln
 regiert, sind reale Verbesserungen nur mit hoher Regulierungsdichte und grossem staatlichem Einfluss zu gewinnen. Der bessere Weg besteht für Travail.Suisse darin, das Kartell auf sozialpartnerschaftlichem Weg aufzubrechen, indem auch die Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat Einsitz nehmen. Die Beteiligung von Leuten, die 80'000, 100'000 oder vielleicht 150'000 Franken verdienen, würde sicherlich die Diskussion über die Saläre im Verwaltungsrat verändern und auch sicherstellen, dass die Löhne der übrigen Mitarbeitenden bei der Diskussion nicht vergessen gehen. 
Mit der Vertretung der Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat, wie sie auch in vielen anderen Ländern Europas existiert, könnte auch dem grossen Wert der Arbeit für die Schweizer Wirtschaft Ausdruck verliehen werden. Unternehmen sind ja nicht einfach Geldvermehrungsmaschinen für Aktionäre, sondern soziale Systeme mit einer Vielzahl von Stakeholdern. Und die Arbeit ist ein zentraler Faktor der Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Wirtschaft und entscheidend für die Fähigkeit von Schweizer Unternehmen, Mehrwert und Wohlstand zu generieren.

Alle unsere Forderungen zielen nicht darauf ab, Topmanager zu bestrafen. Es geht viel mehr darum, in den Verwaltungsräten und Konzernleitungen den Bezug zur wirtschaftlichen Realität der Schweiz und das Bewusstsein für die zentralen Faktoren des Erfolgsmodells Schweiz wieder herzustellen. Wir sind überzeugt, dass dies mit einem sozialpartnerschaftlichen Ansatz, der auf Branchen und/oder Betriebe massgeschneiderte Lösungen ermöglicht, am besten gelingen würde. Damit dieser gemeinsame Weg aus der vielfältigen Krise – der Finanzkrise, Wirtschaftskrise, Vertrauenskrise, Systemkrise etc. – möglich ist, braucht es jetzt mutige Schritte von allen Seiten. Ansonsten werden die Politik und die Bevölkerung über kurz oder lang staatliche Regulierungen beschliessen, die kaum im Interesse der Unternehmen liegen dürften.
� vgl. Katja Rost, Margrit Osterloh: Unsichtbare Hand oder unsichtbares Händeschütteln? Wachstum der Managerlöhne in der Schweiz, Institut für Organisation und Unternehmenstheorie der Universität Zürich.





